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 Die Zeit 
drängt!

S eit dem Grundsteuerurteil 
des Bundesverfassungsge-
richts vom 10. April 2018 

steht die Politik unter Hand-
lungsdruck. Dabei war Karlsru-
he sogar ungewöhnlich großzü-
gig: Die Grundsteuer darf bis 
zum 31. Dezember 2024 auf der 
Grundlage der verfassungswid-
rigen Einheitswerte weiter erho-
ben werden, um der Verwaltung 
genügend Zeit für die notwendi-
ge Umstellung einzuräumen. Al-
lerdings steht das unter der Be-
dingung, dass der Gesetzgeber 
bis zum 31. Dezember 2019 eine 
Neuregelung verkündet, sich al-
so festlegt, welche der vielen 
Modelle zur Reform der Grund-
steuer er aufgreifen will. Kaum 
eine Steuer ist in ihrer grund-
sätzlichen Konzeption so um-
stritten, und dies nicht nur in 
der Politik, sondern auch in der 
Wissenschaft. Schon die Recht-
fertigung ist höchst umstritten: 
Ist die Grundsteuer Äquivalent 
kommunaler Infrastrukturleis-
tungen? Oder dient sie der Er-
fassung wirtschaftlicher Leis-
tungsfähigkeit? Hieraus werden 
unterschiedliche Folgerungen 
gezogen: von kompletter Ab-
schaffung bis hin zum Ausbau 
zu einer breiter angelegten Ver-
mögensteuer, wobei die heutige 
Grundsteuer auf das Brutto-
grundvermögen erhoben wird, 
was mit der Besteuerung nach 
wirtschaftlicher Leistungsfähig-
keit unvereinbar ist. In Abhän-
gigkeit zur Rechtfertigung erge-
ben sich unterschiedliche Be-
messungsgrundlagen: Fläche 
oder (Verkehrs)wert, nur Boden 
oder auch Gebäude. Jede Wert-
komponente löst sodann die 
Frage aus, wie die vom Bundes-
verfassungsgericht geforderte 
regelmäßige Neubewertung zu 
vertretbaren Kosten geleistet 
werden kann. Verfassungsrecht-
lich ist die Aufgabe zu bewälti-
gen, eine sowohl gleichheits-
satzkonforme als auch praktika-
ble Steuer zu konzipieren. Man 
sieht: Fragen über Fragen, für 
die nur noch sieben Monate ver-
bleiben. Zwar hat das Bundesfi-
nanzministerium Anfang April 
einen ersten Entwurf einer wei-
terhin am Verkehrswert orien-
tierten Grundsteuer vorgelegt. 
Das konkrete Bewertungspro-
blem soll durch Anknüpfung an 
wohngeldrechtliche Mietwert-
stufen gelöst werden. 

An dieser Stelle kommentieren 
Rechtsexperten jeden Dienstag 
wichtige Justiztrends.
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Steuerthema der Woche

Umsatzsteuer bei Abmahnungen
A bmahnungen wegen einer Urhe-

berrechtsverletzung sind umsatz-
steuerpflichtig. Das hat der Bun-

desfinanzhof entschieden (Aktenzeichen 
XI R 1/17).

Im Urteilsfall ließ ein Tonträgerherstel-
ler Personen, die Tonaufnahmen im Inter-
net rechtswidrig verbreitet hatten, ab-
mahnen. Gegen Unterzeichnung einer Un-
terlassungs- und Verpflichtungserklärung 
sowie Zahlung von pauschal 450 Euro 
netto bot der Rechteinhaber an, von der 
gerichtlichen Verfolgung seiner Ansprü-
che abzusehen. Der Tonträgerhersteller 
qualifizierte dabei die erhaltenen Zahlun-

gen als umsatzsteuerfreien Schadenser-
satz für die Urheberrechtsverletzungen. 
Dies sah der Bundesfinanzhof anders: Un-
abhängig von der jeweiligen Bezeichnung 
durch die Beteiligten und der zivilrechtli-
chen Anspruchsgrundlage seien Abmah-
nungen zur Durchsetzung eines Unterlas-
sungsanspruchs als umsatzsteuerpflichtige 
Leistungen im Rahmen eines umsatzsteu-
erbaren Leistungsaustauschs zwischen 
dem Abmahner und den von ihm abge-
mahnten Personen zu werten.

Es sei unerheblich, dass im Zeitpunkt 
der Abmahnung nicht festgestanden habe, 
ob die Abmahnung erfolgreich sein wer-

de. Unabhängig davon, ob die abgemahn-
te Person ein Rechtsverletzer ist, besteht 
ein unmittelbarer Zusammenhang zwi-
schen der Abmahnung und der erhalte-
nen Zahlung.

Heike Anger Berlin 

I
m Saal 222 des Kölner Landgerichts 
beginnt an diesem Mittwoch ein 
neues Verfahren gegen den einstigen 
Ghostwriter des früheren Bundes-
kanzlers Helmut Kohl und sein Buch 

„Vermächtnis: Die Kohl-Protokolle“ aus dem 
Jahr 2014. Die Kohl-Witwe zieht wieder vor 
Gericht: Maike Kohl-Richter will weitere Pas-
sagen aus dem Buch von Heribert Schwan 
verbieten lassen. Außerdem verlangt sie 
vom Verlag Random House Auskunft darü-
ber, welche Gewinne mit dem Bestseller er-
zielt worden sind. Anschließend könnte sie 
auf materiellen Schadensersatz klagen. Pi-
kant: Als Zeuge ist Kohl-Sohn Peter geladen.

Der neue Rechtsstreit zählt zu dem langen 
Bemühen noch von Kohl selbst und nun von 
seiner Witwe, gegen die ungewollte Veröffent-
lichung der Memoiren vorzugehen. Derzeit 
laufen noch zwei weitere Verfahren, die es be-
reits bis vor den Bundesgerichtshof (BGH) ge-
schafft haben. Grund ist das Zerwürfnis zwi-
schen Kohl und seinem einstigen Ghostwriter 
Schwan. Ziel ist die Deutungshoheit über 
Kohl und sein politisches Vermächtnis. 

Mit Schwans Hilfe erschienen drei autori-
sierte Bände mit Kohl-Erinnerungen sowie 
ein Tagebuch. Basis waren über 600 Stun-
den Interview, die Schwan auf Tonband 
mitschnitt. Festgehalten wurden so auch 
sehr streitbare Äußerungen von Kohl über 
andere bekannte Politiker und Persönlich-
keiten des öffentlichen Lebens. Die heutige 
Bundeskanzlerin Angela Merkel etwa wurde 
wegen ihrer Tischmanieren getadelt. Als es 
zum Bruch zwischen Altkanzler und Autor 
kam, verarbeitete Schwan die Mitschnitte 
zu den „Kohl-Protokollen“ – ohne eine Frei-
gabe durch Kohl. Damit nahmen die Rechts-
streitigkeiten ihren Lauf. 

Gerichtlich wurde bislang entschieden, 
dass einige Zitate im Buch zu streichen sind 
und die Verbreitung der Zitate verboten ist. 
Dagegen hat der Verlag beim BGH Revision 
eingelegt. In einem zweiten Verfahren ging es 
noch zu Lebzeiten von Kohl um die Verlet-
zung der Persönlichkeitsrechte. Das Landge-
richt Köln sprach dem Altkanzler eine Million 
Euro Entschädigung zu. Allerdings verstarb 
Kohl 2017, bevor das Urteil rechtskräftig wur-
de. Mittlerweile geht es auf Betreiben von 
Kohl-Richter vor dem BGH um die Frage, ob 
der Entschädigungsanspruch vererblich ist. 

In dem neuen Verfahren muss nun be-
leuchtet werden, ob es eine stillschweigende 
Geheimhaltungsvereinbarung zwischen 
Kohl und Schwan gegeben hat oder ob über 
das Thema Vertraulichkeit einfach nie ge-
sprochen wurde. Darum ist auch Kohl-Sohn 

Peter als Zeuge geladen. Er hatte in einem 
Interview mit dem „Zeit-Magazin“ vor knapp 
einem Jahr angegeben, seinem Vater und 
Schwan einmal zwei Stunden lang zugehört 
zu haben. Helmut Kohl habe „maximal of-
fen“ gesprochen, ein Tonband sei mitgelau-
fen. „Ich habe damals versucht, meinen Va-
ter und seinen Anwalt dazu zu bringen, eine 
entsprechende Vertraulichkeitsvereinbarung 
mit Herrn Schwan zu schließen“, sagt Peter 
Kohl in dem Interview. „Aber damit habe ich 
mich leider nicht durchsetzen können.“ 

„Wenn Peter Kohl seine Aussagen bestä-
tigt, bricht die bisherige Argumentationsket-
te der Klägerin zusammen“, sagte der Me-
dienrechtler Roger Mann, der die Verlags-
gruppe Random House vertritt, dem 
Handelsblatt. Von einer stillschweigenden 
Vertraulichkeit zwischen dem Altkanzler 
und Schwan könne dann nicht mehr ausge-
gangen werden. „Das wird eine spannende 
Aussage, Peter Kohl kommt eine Schlüssel-
rolle zu“, betonte Mann. Ebenfalls als Zeuge 
geladen ist der Historiker Theo Schwarz-
müller, der bei großen Teilen der Interview-
Mitschnitte anwesend war und auch den 
Teil über die ersten 30 Lebensjahre der 
Kohl-Erinnerungen verfasste. Er hatte laut 
Rechtsanwalt Mann in einem vorherigen 
Verfahren zu Protokoll gegeben, dass die 

Gespräche in einer erstaunlich vertrauens-
vollen Atmosphäre stattgefunden hätten, in 
der Helmut Kohl sehr unverblümt gespro-
chen habe. Nie habe Kohl gesagt, „dies 
dürft ihr, dies dürft ihr nicht“. Nur bei ganz 
wenigen Aspekten habe Kohl darum gebe-
ten, das Tonband abzuschalten. Im Zusam-
menhang mit einer seiner Veröffentlichun-
gen habe Kohl gesagt „Ich bin nicht der Zen-
sor.“ Daraus ergibt sich für Medienrechtler 
Mann, dass Kohl „freie Hand“ gewährt ha-
be. Diese von dem Historiker bereits ge-
machten Aussagen sollten darum in den 
neuen Prozess eingeführt werden. 

Der Anwalt von Kohl-Richter, Thomas 
Hermes, teilte dem Handelsblatt auf Anfrage 
mit, die „Kohl-Protokolle“ gäben den Cha-
rakter der Tonbandaufnahmen „grob ver-
fälscht und damit wahrheitswidrig“ wieder. 
„Helmut Kohl wird als unversöhnlicher zür-
nender Mensch dargestellt, der eine persön-
liche Generalabrechnung vornimmt.“ Es 
handele sich um eine „ehrverletzende Ver-
unglimpfung unter dem Deckmantel einer 
seriösen Auswertung und damit um eine 
bösartige Darstellung“, betonte Hermes.

 Autor Schwan wird am Mittwoch wohl 
bei der Verhandlung anwesend sein. Nach 
Auskunft von Anwalt Hermes wird Kohl-
Richter nicht erscheinen. 

Schadensersatz

Causa Kohl vor Gericht
Ein neues Verfahren beginnt. Der Sohn des Altkanzlers ist als Zeuge geladen.

Klägerin Kohl-
Richter: Ihr Ziel 
ist die Deutungs-
hoheit über Kohl.
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